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Vorwort 

Die Ende 1995 vom Deutschen Bundestag eingesetzte Enquete-Kommission 
„Zukunft der Medien in Wirtschaft und Gesellschaft - Deutschlands Weg in die 
Informationsgesellschaft" hat am 31. Januar 1996 ihre Arbeit aufgenommen. Am 
7. November 1996 legte sie ihren ersten Zwischenbericht mit dem Titel „Mei-
nungsfreiheit - Meinungsvielfalt - Wettbewerb. Rundfunkbegriff und Regulie-
rungsbedarf bei den Neuen Medien" vor (Drucksache 13/6000). Seitdem hat sich 
die Kommission mit zahlreichen weiteren Themen beschäftigt, die von durch die 
neuen Informations- und Kommunikationstechnik bedingten Veränderungen für 
die Wirtschafts- und Arbeitswelt bis hin zu den durch die rasante technische 
Entwicklung entstandenen Herausforderungen für den Jugendschutz reichen. 

Das Thema des nun vorgelegten zweiten Zwischenberichts mit dem Titel „Neue 
Medien und Urheberrecht" ist für die Informationsgesellschaft von besonders gro-
ßer Wichtigkeit. Neueren Untersuchungen zufolge werden bereits heute ca. 4 % 
des Bruttosozialprodukts in Wirtschaftsbereichen erwirtschaftet, in denen ur-
heberrechtlich geschützte Werke geschaffen oder verwertet werden. Die vom Ur-
heberrecht bestimmten Industriezweige sind damit in ihrer wi rtschaftlichen 
Bedeutung mit dem Maschinenbau vergleichbar. Der Fortschritt der digitalen 
Technologien und der schnell voranschreitende Ausbau der weltweiten Informa-
tionsnetze werden diese Bedeutung noch weiter vergrößern. Die wirtschaft liche 
Verwertung schöpferischer Leistungen und die von ihr abhängigen Wirtschafts-
bereiche nehmen daher immer mehr eine Schlüsselposition für Volkswirtschaft 
und Beschäftigung ein. 

Die Enquete-Kommission hat die zentrale Bedeutung des Urheberrechts für die 
Informationsgesellschaft erkannt und die Entwicklung von nationalen und 
internationalen Perspektiven auf diesem Gebiet zu einem Schwerpunkt ihrer Ar-
beit gemacht. Nachdem ein Positionspapier der Kommissionsmitglieder Prof., Dr. 
Möschel und Ludwig Stiegler, MdB, auf den www-Seiten der Enquete-Kommis-
sion im Internet veröffentlicht worden war, veranstaltete die Kommission am 
27. Januar 1997 eine öffentliche Anhörung von Sachverständigen und setzte sich 
danach noch auf mehreren Sitzungen mit Fragen des Urheberrechts auseinander. 
In den Zwischenbericht eingeflossen sind zudem zahlreiche schriftliche Stellung-
nahmen und Gutachten von Sachverständigen, Instituten und Organisationen. 

Die Arbeit der Kommission fiel in eine auch für das Urheberrecht bewegte Zeit. 
Sie hatte zahlreiche Veränderungsprozesse zu beachten, die bereits durch den Er-
folg der neuen Informations- und Kommunikationstechnologien angestoßen wor-
den waren - die Ergebnisse der Konferenz der World Intellectual Prope rty Organi-
zation (WIPO) ebenso wie von der Europäischen Kommission ausgehende Ent-
wicklungen. Hinzu kam eine intensive internationale Diskussion, in der sich 
außerordentlich unterschiedliche Positionen über die Ro lle des Urheberrechts in 
einer von digitaler Informationsvermittlung geprägten Welt nahezu unversöhnlich 
gegenüberstanden: sie reichten von der Einschätzung, das Urheberrecht werde 
weitgehend an Bedeutung verlieren oder gar überflüssig werden bis hin zu enga-
gierten Plädoyers für drastische Veränderungen der bestehenden Rechtslage. 

Die Enquete-Kommission empfiehlt, das bestehende deutsche Urheberrecht nur 
zurückhaltend zu reformieren. Vorschnelle Reaktionen des Gesetzgebers könnten 
allzu leicht das Gegenteil dessen bewirken, was sie bezwecken, nämlich in einer 
Zeit schneller technischer Entwicklungen Rechtssicherheit herzustellen. Nur 
Rechtssicherheit aber kann jenen verläßlichen Rahmen für Wi rtschaft und Ver-
braucher schaffen, der die Grundlage für eine breite Akzeptanz der durch die 
neuen Technologien eröffneten großen Möglichkeiten bildet. 

Bei alledem kann man guter Hoffnung sein: Die Geschichte des Urheberrechts ist 
eine Geschichte seiner Anpassung an technische Entwicklungen. Das Urheber

-

recht hat die Möglichkeiten der Fotokopie ebenso erfolgreich integrieren können 
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wie das Aufkommen der Videogeräte. Dazu haben neben der Rechtsprechung 
auch immer wieder behutsame gesetzgeberische Änderungen und Ergänzungen 
beigetragen. Mit diesen Mitteln werden auch die in der Informationsgesellschaft 
an das Urheberrecht gestellten Anforderungen erfüllt werden können. 

Bonn, den 23. Juni 1997 

Siegmar Mosdorf, MdB 

Vorsitzender der Enquete-Kommission 
„Zukunft der Medien in Wirtschaft 
und Gesellschaft - Deutschlands Weg 
in die Informationsgesellschaft" 
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1. Der Auftrag und seine Durchführung 

Die Enquete-Kommission legt hiermit ihren zwei-
ten Zwischenbericht vor. Sie hält eine Fortent-
wicklung des Urheberrechts für besonders wich-
tig, um verläßliche Rahmenbedingungen für die 
neuen Medien zu gewährleisten. Am 27. Januar 
1997 hatte die Kommission eine öffentliche Anhö

-

rung zum Thema „Schutz von Urheberrecht und 
Copyright" veranstaltet. Die schriftlichen und 
mündlichen Stellungnahmen der zahlreichen 
Sachverständigen waren für die Meinungsbildung 
von großer Bedeutung. Allen Teilnehmern sei 
auch an dieser Stelle gedankt. 

2. Die Fragestellungen 

2.1 Neue Medien 

Der Begriff „Neue Medien" wird hier als bloßer Ar-
beitsbegriff zugrunde gelegt. Er bezeichnet Dienst-
leistungen, die aufgrund technischer Innovationen 
möglich geworden sind. Das im Zusammenhang mit 
der Urheberrechtsentwicklung entscheidende Merk-
mal dieser Innovationen ist die Möglichkeit, Informa-
tions- und Unterhaltungsangebote für die Verbrei-
tung wie für den „Konsum" durch den Letztverbrau-
cher zu digitalisieren. Was durch die Digitaltechnik 
bereits jetzt an  neuen Dienstleistungsangeboten ent-
standen ist, kann keineswegs als eine abgeschlos-
sene Entwicklung angesehen werden. Die Entwick-
lung wird vielmehr voraussichtlich in wenigen Jah-
ren zu einem Zusammenwachsen von Computer-, 
Telekommunikations- und audiovisueller Technik 
führen. 

Als Charakteristika dieser neuen Medien seien ge-
nannt: 

- Integration bislang unterschiedlicher Kommuni-
kationsinhalte und unterschiedlicher Kommunika-
tionswege (Audio, Video, Text, Bild und Graphik); 

- neben der Digitalisierung die Datenkompression 
als Grundlage für die Übertragung und Verarbei-
tung großer Datenmengen; 

- Zweiweg- anstelle von Einwegkommunikation mit 
der Möglichkeit der interaktiven Nutzung. 

Nahe den traditionellen Werkverkörperungen sind 
Off-line-Medien wie CD, CD-Rom, CD-Plus, interak

-

tive CDI, digitale Audiobänder (DAT), digitale Kom-
paktkassetten (DCC) und die wiederbespielbare CD. 
Unkörperliche digitale Nutzungsarten sind die On-
line-Medien. Hier werden digital gespeicherte Wer-
ke über materielle Kabel- und immaterielle Satelli-
tennetze ausgesendet oder abgerufen. 

Nach allgemeiner Einschätzung zeichnen sich für 
diese neuen Medien hauptsächlich die folgenden 
Anwendungsbereiche ab: 

• Der Geschäftssektor mit Anwendungen, die sich 
gleichzeitig im privaten wie im öffentlichen Sektor 
ergeben (Bürotechnik, Finanzinformationen und 
dergleichen), 

• der Informations- und Bildungssektor einschließ-
lich praktischer Anwendungen (Unterricht), 

• der elektronische Fernkauf, 

• der Sektor medizinische Betreuung (Behandlung 
auf Entfernung, Betreuung zu Hause), 

• der Bereich Unterhaltung und Freizeitgestaltung; 
hier nehmen Programme und audiovisuelle Spiele 
einen zentralen Platz ein. 

2.2 Das urheberrechtlich Neuartige 

Fragt man  von einem urheberrechtlichen Interesse 
her, was an der skizzierten Entwicklung neuartig ist, 
so ergibt sich im wesentlichen dieses: 

• Digitale Speicher- und Kommunikationstechniken 
erlauben anders als die überkommenen sequen-
tiellen Strukturen den zielgenauen Zugriff auf 
jeden Punkt eines gespeicherten und individuell 
abrufbaren Werkes. Wer ein Schaubild aus einem 
Buch benötigt, muß sich nicht mehr den gesamten 
Band besorgen. 

• Eine Möglichkeit zur interaktiven Kommunikation 
wird eröffnet, sei es zwischen den Netzteilnehmern 
untereinander, sei es zwischen diesen und dem 
sog. Service-Provider. 

• Veränderungen und Kombinationen von Werken, 
auch deren Entstellung, werden mühelos möglich. 
Sie können in dieser veränderten Form auch wie-
der in ein Netz eingegeben und von Dritten abge-
rufen werden. 

• Aufgrund hoher Investitionskosten sind neue 
Dienste zum Teil auf grenzüberschreitende An-
wendung bis hin zu einer globalen Vermarktung 
angelegt. Dies kann mit dem überkommenen Ter-
ritorialitätsprinzip, was den Schutzbereich von 
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geistigem Eigentum anbelangt, in Kollision gera-
ten: Ein über Satellit für den Empfang in mehre-
ren Ländern bestimmter Film darf insgesamt 
nicht abgestrahlt werden, wenn er nur in einem 
einzelnen Lande dort vorhandene Schutzrechte 
verletzt. 

• Bei digitaler Speicherung und Übertragung erfol-
gen sämtliche Angebote im gleichen technischen 
Format, an demselben Bildschirm, ohne irgend-
einen Qualitätsverlust. Die Frage einer p rivaten 
Vervielfältigung, die obendrein kaum Kosten 
macht, erhält so eine völlig neue Dimension. Die 
Rechtepiraterie wird zum Kinderspiel. 

• Kompression und Speicherung von Werken wer-
den auf kleinstem Raum möglich. 

• Die Technik macht die Entwicklung von Kopier-
schutzsystemen und innerhalb von Datenbanken die 
Feststellung konkret-individueller Nutzungen mög-
lich. Man spricht von Urheberrechtsmanagement-
systemen. Überkommene pauschale Abrechnungs-  
und Vergütungssysteme können so konkretisiert und 
feinjustiert werden. Es wird bald möglich sein, die 
Nutzung von urheberrechtlich geschützten Werken 
abzurechnen wie sonstige Telekommunikations-
dienstleistungen, etwa das Telefon. 

• Die auf dem Felde des Urheberrechtsschutzes 
hochentwickelte internationale Kooperation und 
Rechtsangleichung erhält einen zusätzlichen Im-
puls aus der häufigen Notwendigkeit, mindestens 
Sinnfälligkeit, für solche Systeme einheitliche 
Standards vorzusehen. 

3. Orientierungen für den Gesetzgeber 

Eine umstürzende Reaktion seitens des Gesetzgebers 
ist nicht erforderlich. Jeder technische Wandel hat 
eine entsprechende Anpassung des Schutzes des 
geistigen Eigentums zur Folge gehabt. Das Urheber-
recht ist die Geschichte seiner Reformen. Das Grün-
buch der EG-Kommission aus dem Jahre 1995 zum 
Urheberrecht und zu verwandten Schutzrechten in 
der Informationsgesellschaft faßt den allgemeinen 
Meinungsstand prägnant zusammen: „Es hat nicht 
den Anschein, als wären tiefgreifende Änderungen 
erforderlich, sondern es geht vielmehr darum, zu rea-
gieren und den geltenden Rechtsrahmen harmonisch 
und kohärent an die Bedürfnisse des neuen Umfelds 
anzupassen." Dabei muß man sich freilich der 
Grundlagen des Urheberrechtsschutzes vergewis-
sern. 

3.1 Ökonomische Effizienz und 
verfassungsrechtliche Vorgaben 

Die neuen Medien gelten als Wachtumsfaktor par ex-
cellence, die Informationstechnik als ein volkswirt-
schaftlicher Schlüsselbereich. Man spricht von Infor-
mation als einem neuen eigenständigen Produktions-
faktor neben Grund und Boden, Arbeitskraft und 
Kapital. In einschlägigen Studien wird die Informa-
tions- und Medienbranche neben dem Tourismus 
schon heute als der weltweit bedeutendste Wi rt

-schaftszweig eingestuft. 

Die wirtschaftliche Bedeutung der neuen Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien ist groß. Es 
liegt daher - auch im Hinblick auf die Herausforde-
rungen des globalen Wettbewerbs - nahe, sich vor 
allem an Zielvorstellungen ökonomischer Effizienz 
zu orientieren. Dabei ist indessen zu berücksichtigen, 
daß das Urheberrecht in der kontinentaleuropäischen 
Tradition eines Menschenrechts steht. Man mag sich 
dieser überkommenen Sichtweise, die letztlich auf 
nur schwer faßbare Kategorien des Naturrechts zu- 

rückgreift, anschließen oder sie ablehnen. Jedenfalls 
ist das Urheberrecht auch nach der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts in seinem grundsätz-
lichen Bestand als ein Teil der dem Gesetzgeber vor-
gegebenen Grundrechtsordnung anzusehen. Zu-
gleich unterliegt das geistige Eigentum - wie jedes 
Eigentumsrecht - einer sozialen Verpflichtung. 

Angesichts dieser ökonomischen und rechtlichen 
Ausgangspunkte stellt sich für den Gesetzgeber eine 
dreifache Aufgabe: 

- Hindernisse für die wirtschaftliche Entwicklung 
sind möglichst beiseite zu räumen, z. B. die über-
kommenen Monopolstrukturen auf der Netzebene 
der Telekommunikation. 

- Positiv gestaltende Eingriffe sind geboten, soweit 
dies effizienzsteigernd wirkt - etwa die Unterstüt-
zung der Standardisierung zur Verbesserung der 
Interoperabilität. 

- Berücksichtigung der verfassungsrechtlichen Ga-
rantie und der Sozialpflichtigkeit des Urheber-
rechts. Letztere hat Bedeutung etwa im Zusam-
menhang mit der Möglichkeit der unentgeltlichen 
Inanspruchnahme von geistigem Eigentum und 
der Inhaltskontrolle von Datenangeboten aus 
Gründen des Jugendschutzes. Regulative Eingriffe 
sind allerdings auf das sachlich Gebotene zu be

-

schränken. 

3.1.1 Zielkonflikt zwischen Herstellung und Nutzung 
von Informationsgütern 

Auch angesichts dieser Ausgangspunkte ist freilich 
an ein fundamentales .Dilemma zu erinnern, vor wel-
chem der Gesetzgeber bei Anpassungen des in sei-
nem Bestand verfassungsrechtlich vorgegebenen Ur-
heberrechts steht: Um zur Produktion von Wissen 
und Information im weitesten Sinne anzureizen, 
muß es sein Bestreben einerseits sein, den Schutz 
des Urheberrechts als ein p rivates und vermögens- 
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wertes Gut, als ein property right, möglichst hoch 
anzusetzen. Andererseits beeinträchtigt ein solcher 
Schutz wegen der mit ihm verbundenen Ausschließ-
lichkeit zugleich die optimale Nutzung der auf sol-
che Weise hergestellten Informationsgüter. Im Jar-
gon der Ökonomie: Der urheberrechtliche Schutz 
verringert den „social welfare loss due to underpro-
duction" unter Inkaufnahme eines „social welfare 
loss due to underutilization" . Dies hängt mit dem 
(partiellen) öffentlichen Gut-Charakter von Wissen 
zusammen. Es besteht für Nutzer keine Rivalität im 
Konsum: Wenn ein Leser L1 einen Artikel des Abge-
ordneten A zur Kenntnis nimmt, geht dies nicht auf 
Kosten eines Lesers L2, welcher die gleiche Informa-
tion konsumiert. Aufgeklärte Gesetzgeber und 
Rechtsanwender waren sich dieses Dilemmas und 
der sich daraus ergebenden Notwendigkeit einer 
juristischen Gratwanderung immer bewußt. Dies 
spiegelt sich im geltenden Recht wider in durchaus 
unterschiedlichen Schutzvoraussetzungen, Schutzwir-
kungen und ebenso unterschiedlichen Schutzfristen 
bei in diesem Zusammenhang erheblichen Werkarten. 

In dem darin zum Ausdruck kommenden Bemühen, 
das geistige Eigentum gleichermaßen als Leistungs-
anreiz wie sozialverträglich auszugestalten, darf 
auch angesichts der neuen Medien nicht nachgelas-
sen werden. Die internationale Diskussion um eine 
Fortentwicklung des Urheberrechts wird gerade we-
gen dieses Grundkonflikts so kontrovers geführt. 
Dies schlug sich etwa im insgesamt eher begrenzten 
Regelungsinhalt der beiden Abkommen vom 20. De-
zember 1996 im Rahmen der WIPO nieder. Wie in der 
öffentlichen Anhörung der Enquete-Kommission zu 
Fragen des Urheberrechts formuliert wurde, gilt das 
Urheberrecht in diesem Kontext vielfach als „stören-
der Faktor". Dieser Einschätzung darf sich der Ge-
setzgeber schon aufgrund der verfassungsrechtli-
chen Vorgaben nicht anschließen. Überdies wird der 
schöpferisch tätige Mensch auch und gerade im Zeit-
alter der neuen Medien des urheberrechtlichen 
Schutzes bedürfen. 

3.1.2 Leitlinien 

Was die sich dem Gesetzgeber stellenden Aufgaben 
angeht, ist allgemein dreierlei festzuhalten: 

- Es läßt sich gegenwärtig in Deutschland keine poli-
tische oder gesellschaftliche Kraft ausmachen, wel-
che den Urheberrechtsschutz hinter den erreichten 
status quo zurückführen wollte. 

- Das Urheberrecht in seinem traditionellen Ver-
ständnis steht unter dem Schutz des Artikels 14 
Abs. 1 GG. Dazu gehört freilich die Ermächtigung 
zur Inhalts- und Schrankenbestimmung durch den 
Gesetzgeber nach Artikel 14 Abs. 1 Satz 2 GG 
ebenso wie die Gemeinwohlpflichtigkeit nach Arti-
kel 14 Abs. 2 GG. 

Das genannte Dilemma sollte im Kontext einer 
eventuellen Erweiterung des Urheberrechtsschut-
zes nicht als ein Abwägungselement in Ver-
gessenheit geraten. Daneben bieten die §§ 45 ff. 
UrhG, die Beschränkungen des subjektiven Urhe

-

berrechts zugunsten unterschiedlicher individuel-
ler und allgemeiner Interessen enthalten, einen 

" Ansatz zu differenzierenden Lösungen. Schließlich 
legt es dem Gesetzgeber eher vorsichtige An-
passungen nahe als vorschnell-schneidige Ant-
worten. 

3.2 Rechtsprechung und Tätigwerden 
des Gesetzgebers 

Ein weiterer Leitgedanke betrifft die Frage, ob man 
angesichts der neuen technischen Entwicklungen 
eher auf den Entdeckungs- und Konkretisierungs-
prozeß der Rechtsprechung setzen oder ob, ggf. in 
welchem Ausmaß, der Gesetzgeber tätig werden 
sollte. 

3.2.1 Zur Praxis 

Vieles läßt sich in der Tat mit schlicht handwerk-
lichen Mitteln des Rechts lösen. So gilt z. B. die Ab-
lösung der traditionellen Schallplatte durch die 
CD-Herstellung nicht als eine „noch nicht bekannte 
Nutzungsart" im Sinne von § 31 Abs. 4 UrhG. Altauf-
nahmen können folglich ohne neue vertragliche Ab-
sprachen digitalisiert auf den Markt gebracht wer-
den. Readerprinter und Scanner werden als Geräte 
nach § 54 a Abs. 1 UrhG qualifiziert, die zur Verviel-
fältigung geschützter Werke bestimmt sind. Es ent-
steht eine entsprechende Verpflichtung zur Zahlung 
einer sog. Geräteabgabe. Andere, durch die digitale 
Revolution ausgelöste Neuerungen haben bereits 
Lösungen erfahren. Dies gilt namentlich für Compu-
terprogramme. Deren Schutz wird international 
durch die Revidierte Berner Übereinkunft und das 
TRIPS-Abkommen (Trade  Related Aspects of Intel-
lectual Prope rty Rights), das seinerseits ein Teil des 
WTO-Abkommens (World Trade Organization) ist, 
gewährleistet. National geschah dies in Umsetzung 
der EG-Richtlinie 91/250 in den §§ 69 a ff. UrhG. Im 
März 1996 ist die EG-Richtlinie 96/9 über den rechtli-
chen Schutz von Datenbanken in Kraft getreten. Sie 
gibt den Mitgliedstaaten auf, schöpferische Daten-
banken urheberrechtlich als Sammelwerke zu schüt-
zen und für nichtschöpferische Datenbanken ein 
Recht eigener Art  gegen unberechtigte Entnahme 
einzurichten (vgl. hierzu jetzt Artikel 7 IuKDG). Wei

-

tere Anstöße gehen von den beiden oben genann-
ten WIPO-Übereinkommen vom 20. Dezember 1996 
aus. 

3.2.2 Rechtssicherheit durch Gesetzgebung 

Auf der anderen Seite ist zu sehen: Der Konkretisie-
rungsprozeß der Rechtsprechung, d. h. nichts ande-
res als die Konfrontation neuartiger Konfliktfelder 
mit überkommenen Wertungen des Gesetzes, bean-
sprucht Zeit, ggf. sehr viel Zeit. Es ist die Frage, ob 
solche Neujustierung der Interessen aller Beteiligten, 
wozu auch öffentliche Interessen gehören, nicht 
schneller und sinnvoller vom Gesetzgeber selbst vor-
genommen werden sollte. Fehlende Rechtssicherheit 
könnte Investoren entmutigen und dadurch die 
Wahrnehmung der Chancen der neuen Medien be- 
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hindern. Datenbahnen sind besonders sinnvoll, wenn 
auf ihnen nützlicher Inhalt transportiert wird. Ohne 
die Bereitschaft von Wissenschaftlern, Unternehmen, 
Verlagen, Rundfunkanstalten und Autoren jeglicher 
Art, im Netz zu publizieren, wird das Netz der Netze 
nur eingeschränkt Nutzen stiften. Die vielzitierten 
Datenautobahnen würden sonst vorwiegend Mas-
sensendungen und Pirateriegüter transportieren, 
nicht aber zur technischen Infrastruktur für neue 
Dienstleistungen in der Informationsgesellschaft wer-
den. Der Übergang von der „Druckkultur" zur 
„Netzkultur" könnte gebremst und aufgehalten wer-
den, bis ein angemessener rechtlicher Rahmen für 
die Geschäftsentwicklung gefunden ist. 

Solche Verzögerung wäre um so bedauerlicher, als 
die Rechner und die Netze immer leistungsfähiger 
und zuverlässiger werden, die Zahl der angeschlos-
senen Teilnehmer dramatisch wächst und insbeson-
dere im wissenschaftlichen Bereich eine tagesaktuel-
le Verbreitung neuer wissenschaftlicher Erkennt-
nisse wie deren grobe Sichtung nicht mehr durch 
Bücher und Zeitschriften, sondern nur noch über 
elektronische Verbreitung und Auswertung möglich 
erscheint. Die elektronische Publikation erlaubt eine 
wesentlich stärkere Spezialisierung als selbst Fach-
zeitschriften dies jemals können werden. Gleichwohl 
setzt gerade dieses Angebot ein qualifiziertes Lekto-
rat voraus. Es ließe sich finanzieren, wenn die digita-
len Angebote entsprechend vergütet werden. 

Der Zugang zu den neuen Medien erschließt sich im-
mer weiteren Schichten der Bevölkerung. Ziel sollte 
es sein, ubiquitär auf solche Ressourcen zurückgrei-
fen zu können. Aus dieser Sicht erscheint ein rechtli-
ches Rahmenwerk erforderlich, soweit es eine Bereit-
schaft schafft, erhält und entwickelt, Inhalte im Netz 
zum Nutzen aller zur Verfügung zu stellen, über das 
Netz zu transportieren bzw. im Netz zu publizieren. 

Dies impliziert nicht notwendig, ein Gesetzgeber ha-
be die Fragen des Urheberrechts in einem digitalen 
Umfeld ebenso allumfassend wie abschließend zu re-
geln. Dies könnte leicht zur Überforderung werden. 
Auch ein schrittweises Vorgehen, soweit ein Terrain 
wirtschaftlich und rechtlich gesichert erscheint, 
kommt in Betracht. 

3.3 Regelungsdichte 

Die Frage nach Regelungsdichte und Regelungstiefe 
läßt sich nicht generell beantworten. Eine Antwort 
hängt vom jeweiligen Sachgegenstand ab, einerseits 
von der Dringlichkeit des konkreten Regelungsbe-
darfes, andererseits von der Verläßlichkeit, zu wel-
cher ein Gesetzgeber sich in der Lage sieht bzw. von 
dem Fehlerrisiko, dem er ausgesetzt bleibt. In diesem 
Zusammenhang ist der einzelfallbezogene und auf 
schrittweise Fortentwicklung angelegte Problem

-

lösungsmechanismus der Rechtsprechung als eine 
denkbare Alternative zu berücksichtigen. Soweit 
ernsthafte Zweifel verbleiben, drängen vielfach ge-
teilte Grundüberzeugungen, die mit den Stichworten 
Subsidiarität und Deregulierung umschrieben sein 
mögen, eher in Richtung legislativer Zurückhaltung. 

3.4 Sinnfälligkeit nationaler Regelung 

Unbestritten ist: Ein nationaler Gesetzgeber hat die 
Vorgaben aus internationalen Verträgen einzuhalten. 
Für die Bundesrepublik Deutschland erheblich sind 
die Berner Übereinkunft zum Schutz von Werken der 
Literatur und der Kunst, auf das Jahr 1886 zurückge-
hend, das Rom-Abkommen über den Schutz aus-
übender Künstler, der Hersteller von Tonträgern und 
der Sendeunternehmen von 1961 und das im Zusam-
menhang der Uruguay-Runde auf der Ebene des 
GATT getroffene TRIPS-Abkommen. Hinzu treten 
die stärker ins Detail gehenden Regelungen der mitt-
lerweile fünf EG-Richtlinien im Bereich des Urheber-
rechts. Im Dezember 1996 ist überdies der auf der 
WIPO-Konferenz angenommene Copyright Treaty, 
ein Sonderabkommen im Sinne des Artikels 20 der 
Berner Übereinkunft, hinzugekommen sowie der 
WIPO-Vertrag betreffend Rechte der ausübenden 
Künstler und der Hersteller von Tonträgern. 

Die Entwicklung zu grenzüberschreitend vorgehalte-
nen Angeboten hin schafft freilich für den Gesetzge-
ber auch Zwänge faktischer Art. Ein überzogenes na-
tionales Schutzniveau könnte zur Folge haben, daß 
sich die Betreiber von Datenbanken und andere 
Werknutzer dort  niederlassen, wo der urheberrechtli-
che Schutz am geringsten ist. Realistisch ist dies na-
mentlich dort , wo ein Schutzlandprinzip von einem 
Ursprungslandprinzip verdrängt ist (so für Rundfunk-
sendungen über Satellit die EG-Richtlinie 93/83 vom 
27. September 1993). Leichter als früher könnte ein 
Wettbewerb der Regulierungssysteme entstehen, der 
rasch zu einem aus der Sicht eines Hochschutzlandes 
ruinösen Wettbewerb entarten dürfte. 

Doch sollte dies den Gesetzgeber nicht zu Attentis-
mus veranlassen. Er muß nur die Geeignetheit der 
von ihm eingesetzten Mittel in sein Kalkül aufneh-
men. Nationale Regelungen behalten auch in einem 
globalen Umfeld mindestens als Interimsschutz ihren 
Sinn. Als ambivalent zu bewe rten ist ihre mögliche 
Wirkung als Muster für einen europäischen oder für 
einen internationalen Rechtsrahmen. Eine belegbare 
praktische Bewährung hat zwar ihr Gewicht, doch 
lassen sich unterschiedliche nationale Rechtstraditio-
nen und unterschiedliche wirtschaftliche Interessen-
lagen nach aller Erfahrung nur schwer auf einen ge-
meinsamen Nenner bringen. Häufig ist es nur der ge-
ringstmögliche. 
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4. Einzelfragen 

Vor diesem Hintergrund seien einige Einzelfragen 
näher erörtert. 

4.1 Neue Werkart? 

Die neuen Medien erlauben eine Integration bislang 
getrennter Kommunikationsinhalte. Es fragt sich, ob 
dafür eine neue Werkart vorgesehen werden soll. 
Nach deutschem Recht wäre dies nicht von Bedeu-
tung unter dem Aspekt einer grundsätzlichen 
Schutzfähigkeit. Denn der in § 2 UrhG enthaltene 
Katalog geschützter Werke ist .nicht abschließend. 
Eine Einordnung in vorhandene Formen wäre aller-
dings erheblich mit Rücksicht auf damit verbundene 
unterschiedliche vertragsrechtliche Folgen (vgl. für 
Filmwerke §§ 88 ff. UrhG, für Computerprogramme 
§ 69 b UrhG, für Sammelwerke die allgemeinen Re-
geln). Auch können zunehmend Abgrenzungspro-
bleme entstehen. Denn ein Multimedia-Werk wird 
gleichzeitig in mehrere überkommene Werkkate-
gorien fallen. Und die Übergänge etwa zwischen ge-
schützter Datenbank, Computerprogramm, Film-
werk oder Sammelwerk sind häufig fließend. Man 
könnte ein Multimedia-Produkt der Werkart zuord-
nen, die ihm in wertender Betrachtung das Gepräge 
gibt. Konsequenz wäre jedoch möglicherweise, daß 
ein Multimedia-Werk mit der Intention auf eine be-
stimmte Weise gestaltet wird, sich möglichst viele 
Rechte zu sichern. So bestünde die Möglichkeit, ein 
Multimedia-Werk im wesentlichen als Filmwerk zu 
gestalten. Dies würde einem als Filmhersteller ge-
schützten Produzenten wesentlich mehr Rechte zu-
billigen als andere Verwertungsformen, ohne daß 
dies bei Multimedia-Werken etwa vom Investitions-
risiko her gerechtfertigt wäre. Ob dieses Problem 
mit traditionellen Mitteln des Rechts zufriedenstel-
lend bewältigt werden kann, kann derzeit noch 
nicht abschließend beurteilt werden. Der Gesetz-
geber sollte die Entwicklung daher aufmerksam be-
obachten und ggf. regelnd und klarstellend ein-
greifen. 

Abgrenzend sei betont: Eine Digitalisierung als sol-
che schafft kein neues Werk und begründet insoweit 
keinen Urheberrechtsschutz. Es kann allenfalls eine 
Bearbeitung nach § 3 UrhG vorliegen. Ein selbständi-
ger Schutz scheidet in der Regel freilich angesichts 
fehlender persönlicher geistiger Schöpfung aus. Es 
besteht kein Anlaß, diesen zentralen Schutzstandard 
des deutschen Urheberrechts (§ 2 Abs. 2 UrhG) in-
haltlich abzusenken. Der Schutz des Urheberrechts 
würde sich sonst in Richtung Investitionsschutz fort-
entwickeln, der einer Wettbewerbsordnung notwen-
dig fremd ist. Unberüh rt  bleibt die Anwendung allge-
meiner Wettbewerbsregeln wie z. B. der nach § 1 
UWG gewährleistete Schutz vor sog. sklavischer 
Nachahmung. 

4.2 Erweiterte Verwertungsrechte? 

4.2.1 Elektronischer Abruf 

Dies ist die zentrale Frage. Für das deutsche Recht ist 
mittlerweile geklärt: Eine digitale Sendung eines 
Werkes fällt unverändert unter den Sendebegriff des 
§ 20 UrhG, und eine digitale Einspeisung eines Wer-
kes in eine Datenbank ist eine Vervielfältigung im 
Sinne von § 16 UrhG, stellt also einen Eingriff in ein 
Verwertungsrecht des Rechtsinhabers dar. Bei aus 
technischen Gründen erfolgenden Zwischenspeiche-
rungen, die einem Transpo rt  nahestehen, sollte dies 
jedoch nicht gelten. Sie urheberrechtlich zu erfassen, 
stößt schon auf technische Schwierigkeiten. Denn es 
werden nicht ganze Werke, sondern lediglich ein-
zelne Datenpakete zwischengespeichert, die erst am 
Zielort wieder zu einem sinnvollen Ganzen zusam-
mengefügt werden. 

Bei Phänomenen wie „Mirror-Sites" und „Proxy-Ser-
vern" hängt es von der Ausgestaltung im einzelnen 
ab, ob sie wertungsmäßig eher, als Vervielfältigung 
oder als bloße transportnahe Zwischenspeicherung 
zu betrachten sind. 

Klarstellungsbedarf besteht bei den elektronischen 
Diensten,' die Daten auf Abruf oder Bestellung 
übertragen. Hier kommt es darauf an, das Recht, 
Werke über On-line-Dienste bereitzustellen und 
zu verbreiten, in den §.§. 15 ff. UrhG zu verankern. 
Diese Bestimmungen sehen in ihrer gegenwärtigen 
Fassung ein solches Recht jedenfalls nicht aus-
drücklich vor. Der Klärungsprozeß durch die Recht-
sprechung muß in diesem Zusammenhang als vor

-aussichtlich zu langwierig angesehen werden. 
Denn die Entwicklung der On-line-Dienste ist von 
solcher Bedeutung für die Entfaltung der Infor-
mationsgesellschaft, daß durch die gegenwärtige 
Rechtslage bedingte Unsicherheiten nicht hinzu-
nehmen sind. Eine ausdrückliche Regelung er-
scheint im Sinne der Beseitigung von Investitions

-

hemmnissen vielmehr geradezu geboten. Daher 
empfiehlt die Kommission dem Gesetzgeber, diese 
Problematik unverzüglich aufzugreifen. Diese Ziel-
setzung stimmt überein mit Artikel 8 der WIPO-
Übereinkunft über das Urheberrecht vom 20. De-
zember 1996. Danach genießen Urheber „das aus-
schließliche Recht, die öffentliche Wiedergabe ihrer 
Werke mit oder ohne Draht zu gestatten, ein-
schließlich der öffentlichen Zugänglichmachung ih-
rer Werke in der Weise, daß Angehörige der Öf

-

fentlichkeit an einem von diesen individuell ge-
wählten Ort und zu einer von diesen individuell ge-
wählten Zeit Zugang zu diesen Werken haben". 
Diese Vorschrift bildet den Kern der WIPO-Über-
einkunft über das Urheberrecht und will gerade 
den On-line-Abruf erfassen. Es empfiehlt sich ins-
gesamt eine entsprechende Klarstellung des § 15 
Abs. 3 UrhG. 

 



Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 
	Drucksache 13/8110 

4.2.2 Neujustierung der Schranken 
als eigentliches Problem 

Die eigenständige Definition des ausschließlichen 
Rechts der Autoren, ihre Werke in On-line-Diensten 
bereitzuhalten, anzubieten und zu verbreiten, zwingt 
den Gesetzgeber dann auch gleichzeitig, auf die Fra-
ge einzugehen, ob die Ausnahmeregelungen z. B. für 
den privaten und wissenschaftlichen Gebrauch einer 
Anpassung bedürfen. Damit würde die allein von 
den intendierten Rechtsfolgen her bestimmte Suche 
nach einer Analogie im aktuellen Kanon der Verwer-
tungsrechte zugunsten einer klaren Regelung been-
det. Im folgenden werden einige der drängendsten 
Probleme diskutiert: 

4.2.3 Private Vervielfältigung 

Zwischen digitaler und analoger Vervielfältigung be-
stehen qualitative Unterschiede. Diese Unterschiede 
werden dadurch noch vergrößert, daß die zuneh-
mende Vernetzung die digitale Vervielfältigung ohne 
körperlichen Transport  und ohne erheblichen Zeit-
aufwand ermöglicht. Eine mit herkömmlicher Tech-
nik erstellte Kopie kann nur mit Qualitätsverlusten 
hergestellt werden. Sie muß entweder körperlich 
oder mit weiteren Qualitätsverlusten per  Fax übertra-
gen werden. Mit der digitalen Technik lassen sich 
dagegen absolut identische Vervielfältigungsstücke 
herstellen und binnen Sekunden von jedem an die 
weltumspannenden Computernetze angeschlosse-
nen Punkt herunterladen. 

Angesichts dessen stellt sich die Frage, ob die zur Re-
gelung der Nutzungsgewohnheiten in der analogen 
und netzlosen Welt entwickelten §§ 53 ff.  UrhG auch 
heute und in Zukunft noch tragfähig sind. Dies dürfte 
zu verneinen sein, wenn und wo die Vervielfältigung 
zum privaten und sonstigen eigenen Gebrauch in der 
digitalen Netzwelt zur primären Nutzungsform wird. 
Denn die §§. 53 ff. UrhG sehen die regelmäßige Nut-
zung eines Werks im Kauf des O riginals. Die Anferti-
gung von Kopien gilt dem Gesetz dagegen lediglich 
als marginale Nutzungsform. Sollte sich dies erheb-
lich verändern, wird es erforderlich sein, die legiti-
men Interessen von Autoren, „Usern" und der Allge-
meinheit neu aufeinander abzustimmen. Wann und 
in welchen Bereichen dies der Fa ll  sein wird, hängt 
freilich davon ab, welche Position man im oben be-
schriebenen Zielkonflikt zwischen Herstellung und 
Nutzung von Informationsgütern und der Anreiz-
funktion des Urheberrechts einnimmt. 

Dies wird Auswirkungen auch darauf haben, auf 
welche Weise das Verhältnis der Interessen neu ju-
stiert werden soll: Denkbar ist einerseits, die Mög-
lichkeiten für eine Individualabrechnung ( „ on-line

-

billing ") zu schaffen. Dann müßten zugleich die 
rechtlichen Rahmenbedingungen für Kopierschutz-
systeme und den Datenschutz gestaltet werden. 
Denkbar ist aber auch, in Anlehnung an die vorhan

-

denen Regelungsmuster der Geräteabgabe und der 
Kassettenabgabe nach den §§ 54 ff. UrhG Computer-
festplatten und andere Speichermedien vergütungs-
pflichtig zu machen. Gleiches gilt für die erforderli-
che Software, etwa Browser und Scannersoftware 
etc. Dabei ist indessen zu berücksichtigen, daß sol

-

che Abgaben wie eine Konsumsteuer wirken und da-
her anreizanalytisch als wenig glücklich angesehen 
werden müßten: Erwägenswert scheint der Kommis-
sion auch, angesichts der hohen Qualitätssteigerung 
in der Vervielfältigungstechnik die gegenwärtig gel-
tenden Vergütungssätze anzuheben. 

4.2.4 Versand von Kopien 

Die soeben vor allem mit Blick auf die Zukunft disku-
tierte Problematik wird in der exzessiven Praxis des 
Versands analog hergestellter Kopien insbesondere 
wissenschaftlicher Werke von seiten der Bibliothe-
ken bereits heute deutlich. Sind der Weiterverbrei-
tung beim analogen Faxversand noch relativ enge 
technische Grenzen gesetzt, so sind diese Grenzen 
beim analogen Versand in Computersysteme bereits 
erheblich weiter. Denn die versandten und gespei-
cherten Werke können beliebig oft ausgedruckt und 
weiterverbreitet werden. Die Digitalisierung wird 
weitere Vereinfachungen der Verbreitung von Datei-
en und zudem eine erhebliche Qualitätssteigerung 
mit sich bringen. Daher ist mit einer weiteren Zunah-
me der Versandpraxis zu rechnen. Dies kann dazu 
führen, daß die Vergütung für schöpferische Leistun-
gen nicht nur stagniert, sondern sogar noch absinkt, 
obwohl die Nutzung dieser Leistung wächst. Denn 
die Interessenten können über wenige Originale, die 
als Kopiervorlage verwendet werden, bedient wer-
den. Daß dies aus Sicht der Urheber nicht hingenom-
men werden kann, liegt auf der Hand. Zu bedenken 
ist jedoch auch das Interesse der Allgemeinheit an 
der möglichst einfachen, schnellen und preiswerten 
Verbreitung von Wissen und Informationen. Neben 
der bereits genannten Anhebung der Vergütungs-
sätze sind Lösungen denkbar, die nach der A rt  des 
urheberrechtlich geschützten Interesses diffe rieren. 
Namentlich die Nutzung von öffentlichen Bibliothe-
ken für wissenschaftliche und schulische Ausbil-
dungs- und Fortbildungszwecke sollte nicht behin-
dert werden. 

4.2.5 Pressespiegel 

Elektronische Pressespiegel werden immer mehr zur 
„Hyperzeitung" für spezielle Nutzerkreise, die kon-
zentriert mit dem bedient werden wollen, was sie an 
Nutzerprofil vorgeben. Sie entsprechen damit etwa 
der Entwicklung der Spartenkanäle bei den Sende-
unternehmen. 

Elektronische Pressespiegel werden damit immer 
mehr zu „Originalmedien", während sie früher im 
Zeitalter von Schere, Kleber und Kopierer Zusam-
menschnitte waren, die nicht an die Stelle der Print-
medien traten. Wie z. B. der Handelsblattservice für 
Flugreisende und Abonnenten zeigt, werden Presse-
spiegel der eigenen Zeitung immer mehr zu einer 
wichtigen Zweitverwertung der Verlage selber. Mit 
Hilfe moderner elektronischer Speichertechniken 
werden aus diesen Pressespiegeln Archive,  die in 
Konkurrenz zu den elektronischen Archiven der Zei-
tungsunternehmen stehen. 

Es stellt sich daher die Frage, ob die gesetzliche Li

-

zenz des § 49 UrhG, derzufolge die Vervielfältigung 
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und Verbreitung einzelner journalistischer Publika-
tionen unter 'näher bestimmten Voraussetzungen zu-
lässig ist, dem noch gerecht wird. Deshalb sollte ge-
prüft werden, ob elektronische Pressespiegel in Zu-
kunft nicht lizenzierungspflichtig werden sollen, um 
die Verhandlungsposition der Verlage zu stärken 
und die Refinanzierung der Redaktionen, die gerade 
im Netzzeitalter für die Orientierung immer wichtiger 
werden, zu verbessern. Bei der Prüfung sollte indes-
sen berücksichtigt werden, daß es im Interesse der 
Nutzer vorzugswürdig wäre, die Regelung des § 49 
UrhG zwar auch auf den elektronischen Abruf zu er-
strecken, die Interessen der Urheber aber dabei 
durch einen verwertungsgesellschaftspflichtigen An-
spruch auf angemessene Vergütung zu berücksichti-
gen. 

4.2.6 „Links" und „Frames" 

Zu der Möglichkeit einer Vervielfältigung durch die 
Produktion von Kopien tritt in Computernetzen die 
Möglichkeit, fremde Inhalte durch Querverweise in 
das eigene Angebot aufzunehmen und auf solche zu 
verweisen. Dies kann durch sog. „Hyperlinks" ge-
schehen, die den Nutzer auf andere www-Seiten füh-
ren. Der Inhalt fremder www-Seiten kann auch in 
Rahmen (sog. „Frames") integriert  werden. In diesem 
Fall erscheint der Inhalt der Seite, zu der ein Quer-
verweis eines Anbieters besteht, häufig als Teil der 
Seite dieses Anbieters, wenn der Nutzer den Quer-
verweis wählt. Die auf dem Bildschirm eines Nutzers 
erscheinende Seite eines Informationsanbieters kann 
weiterhin von vornherein ganz oder teilweise aus 
fremden Dateien bestehen. In diesem Fall setzt das 
zum „Herumstöbern" etwa im Internet befähigende 
Computerprogramm, der sog. „Browser", das anzu-
zeigende Dokument selbständig aus unterschied-
lichen Quellen zusammen. Diese können an  jedem 
beliebigen Punkt im weltumspannenden Datennetz 
angesiedelt sein. Jede der genannten Techniken ist 
weit verbreitet. Querverweise machen einen großen 
Teil der Attraktivität von Computernetzen aus. 

Eine an der bestehenden Rechtslage orientierte juri-
stische Bewertung dieser neuen Möglichkeiten kann 
am Zitierrecht des § 51 UrhG ansetzen. Denn wie 
beim traditionellen Zitat und Fundstellennachweis 
gibt der Zitierende in der Regel lediglich die Adresse 
(Uniform Resource Locator, URL) der zitierten Seite 
mit einer Kurzbeschreibung ihres Inhalts an. Auf 
diese kann der interessie rte Nutzer dann mittels 
eines Mausklicks gelangen. Dabei erhält der Nutzer 
jedoch, anders als bei einem traditionellen Zitat oder 
einem Fundstellennachweis, stets eine - zunächst 
allerdings nur in seinem Arbeitsspeicher gespei-
cherte - Kopie. 

Von Bedeutung in diesem Zusammenhang ist: Der ei-
nen Link aktivierende Nutzer hat erst nach der Her-
stellung dieser Kopie Gelegenheit, das Werk, auf das 
verwiesen wird, zur Kenntnis zu nehmen. Eine Prü-
fung der urheberrechtlichen Situation ist ihm daher 
allenfalls nachträglich möglich. Zudem wi ll  ein Urhe-
ber, der ein Werk in den weltumspannenden Daten-
netzen anbietet, sich deren technische Möglichkeiten 
und die in ihnen herrschenden Gebräuche in aller 

Regel zunutze machen. Er wird daher zumindest in 
Kauf nehmen, zumeist sogar wollen, daß Verbindun

-

gen zu seiner Seite hergestellt werden. 

Aus diesen Überlegungen läßt sich folgendes ablei-
ten: 

Ein schlichter Querverweis auf eine andere Daten-
quelle in Form eines gewöhnlichen Links kann in der 
Regel ebensowenig als urheberrechtsrelevant ange-
sehen werden wie die Nutzung eines solchen Ver-
weises durch dessen Anklicken. Wenn ein Rechtein-
haber seine Werke ungeschützt in ein offenes Com-
puternetz einstellt, kann vielmehr grundsätzlich von 
seiner stillschweigenden Zustimmung dazu ausge-
gangen werden, daß solche Querverweise gesetzt 
und auch dazu genutzt werden, die Werke am Bild-
schirm zu betrachten. 

Anders verhält es sich bei Querverweisen, die ein 
fremdes Werk so in die Seite des Anbieters integrie-
ren, daß sie als Bestandteil von dessen Informations-
angebot erscheinen. Davon, daß der Urheber des 
fremden Werks auch mit dieser Art  der Verwendung 
stillschweigend einverstanden ist, kann nicht ohne 
weiteres ausgegangen werden. Entsprechendes gilt 
für jene Übernahmen, die die Browser-Software auto-
matisch ausführt und veranlaßt, eine Seite von vorn-
herein aus verschiedenen Datenquellen zusammen-
zusetzen. 

Insgesamt sollte der Gesetzgeber sorgfältig beobach-
ten, inwieweit das bestehende Urheberrecht aus-
reicht, legitime Interessen der Urheber gegen diese 
Formen der Verwendung ihrer Werke zu schützen. 
Zu betonen ist aber: Die Möglichkeit, Querverweise 
zu anderen Informationsanbietern herzustellen und 
durch die Vernetzung Informationen möglichst weit 
zu verbreiten und möglichst einfach zugänglich zu 
machen, stellt einen der wesentlichen Vorteile offe-
ner Computernetze dar. Daher empfiehlt sich ein 
äußerst behutsames Vorgehen. Soweit Regelungen 
erwogen werden, die diese Möglichkeiten einschrän-
ken, sollte der Gesetzgeber sich zugleich bemühen, 
den genannten Vorteil der Vernetzung zu erhalten. 

4.2.7 Hersteller von Tonträgern 

Diese sind in der kontinentaleuropäischen Tradition 
Inhaber von Leistungsschutzrechten. Ohne ihre Zu-
stimmung darf ein Tonträger nicht vervielfältigt wer-
den. Wird ein erschienener Tonträger zur öffent-
lichen Wiedergabe benutzt, haben sie ein Recht auf 
eine angemessene Vergütung. Sie haben aber im Ge-
gensatz zum Urheber kein exklusives Recht, die 
öffentliche Wiedergabe eines Tonträgers zu erlauben 
oder zu verbieten. Gemäß Artikel 14 des neuen 
WIPO-Abkommens betreffend ausübende Künstler 
und Hersteller von Tonträgern ist ihnen jetzt zwar ein 
Ausschließlichkeitsrecht hinsichtlich eines indivi-
duellen On-line-Abrufs einzuräumen; Musikdaten-
banken werden erfaßt, das Recht erstreckt sich aber 
nicht auf digitale Sendungen. Falls Musik zuneh-
mend über elektronische Spartenprogramme ange-
boten werden wird, sehen die Hersteller darin eine 
Lücke, die der Gesetzgeber schließen möge. 
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Dagegen läßt sich das Bedenken formulieren, die 
Produzenten der Tonträger könnten, gestützt auf ein 
solches Verbotsrecht, die Inhalte der Musiksendun-
gen sämtlicher Rundfunkanstalten steuern. 

Die Kommission bewertet dieses Risiko als eher ge-
ring. Ein solches Verhalten liefe dem wohlverstande-
nen Eigeninteresse der Tonträgerhersteller an einer 
möglichst umfassenden Verwertung entgegen. Prak-
tiken dieser Art  haben sich im Vergleichsfalle der 
Filmsendungen, an denen schon jetzt Urheberrechte 
bestehen, nicht beobachten lassen. Auch bliebe es 
bei den Lizenzregelungen der §§, 61, 76 Abs. 2, §§. 77 
und 86 UrhG, die die Gefahr eines weitgehenden 
inhaltlichen Einflusses von Tonträgerproduzenten 
ebenfalls begrenzen. 

4.3 Erschöpfung von Verwertungsrechten 

Der Erschöpfungsgrundsatz begrenzt das urheber-
rechtlich geschützte Verbreitungsrecht: Wenn ein 
Original oder ein Vervielfältigungsstück eines Wer-
kes mit Zustimmung des Rechteinhabers in den Ver-
kehr gebracht wurde, kann die weitere Übertragung 
dieses körperlichen Gegenstandes nicht unterbun-
den werden (vgl. § 17 Abs. 2 UrhG). Innerhalb der 
EG wird damit zugleich eine fortbestehende Territo-
rialität der Rechte aus geistigem Eigentum mit der 
gemeinschaftsrechtlichen Freiheit des Warenver-
kehrs nach den Artikeln 30 ff. EG-Vertrag in Ein-
klang gebracht: Ein Urheberrechtsinhaber kann 
nicht, gestützt auf sein na tionales Recht, die freie 
Zirkulation von Ware innerhalb der EG stoppen, na-
mentlich Parallelimporte abwehren, wenn die Ver-
marktung mit seiner Einwilligung erfolgte. Dies gilt 
nicht, wenn das Inverkehrbringen in einem Drittland, 
also außerhalb der EG, stattfand. Hier hängt es vom 
jeweiligen nationalen Recht ab, ob es eine solche in-
ternationale Erschöpfung anerkennt. Das Gemein-
schaftsrecht verwehrt dies den Mitgliedstaaten in 
den einschlägigen Richtlinien im Zusammenhang 
von geschützten Computerprogrammen, Datenban-
ken und beim Vermietrecht im Falle von Leistungs-
schutzrechten, also bei ausübenden Künstlern in be-
zug auf die Aufzeichnung ihrer Darbietungen oder 
bei Tonträgerherstellern in bezug auf ihre Tonträger. 

Die Erschöpfung begrenzt allerdings nur das gegen-
ständlich gebundene Verbreitungsrecht. Andere 
Rechte eines Urhebers erschöpfen sich nicht bei der 
Vermarktung einer Ware, die sein Werk enthält. Das 
Recht zur Vervielfältigung oder zur Bearbeitung 
bleibt unberührt, insbesondere auch jede Leistungs-
erbringung wie Vermietung oder öffentliche Wieder-
gabe. Wer z. B. eine Videokassette erworben hat, 
kann diese Ware beliebig weiterveräußern. Er darf 
sie aber nicht kopieren, für eine öffentliche Vorfüh-
rung verwenden oder zum Gegenstand eines Ver-
mietgeschäftes machen. 

Es empfiehlt sich nicht, den Erschöpfungsgrundsatz 
auf elektronisch übermittelte Dienstleistungen aus

-

zudehnen. Orientiert man sich an Wertungen des 
geltenden Rechts, so steht solche Form der Weiter-
verbreitung einer Vermietung nahe. Diese Nutzung 
bleibt dem Urheber trotz Eigentumserwerb des Drit

-

ten vorbehalten (§ 17 Abs. 2 UrhG). Überzeugender 
als diese positivistische Begründung ist der Durch-
griff auf die dahinterstehenden wirtschaftlichen Er-
wägungen: Wer eine urheberrechtlich geschützte 
Ware zu Eigentum erworben hat, mag für sich den 
darin enthaltenen Gebrauchswert realisieren und im 
Falle der Weiterveräußerung den Tauschwert. Die 
Ware kann zum besten Wirt  wandern, zu demjeni-
gen, der den größten Nutzen aus ihr zieht, erkennbar 
an der individuellen Zahlungsbereitschaft: Eine elek- 
tronische Dienstleistung kann demgegenüber belie-
big oft wiederholt werden. Sie wande rt  nicht. Es geht 
nicht um die Realisierung eines Tauschwertes, ge-
nauso wenig wie bei der nicht vom Erschöpfungs-
grundsatz gedeckten Vermietung. Dort wird lediglich 
ein mit der Ware verbundener Gebrauchswert se-
quentiell genutzt. 

4.4 Urheberpersönlichkeitsrecht 

Es umfaßt vornehmlich das Recht jeden Urhebers auf 
Anerkennung seiner Urheberschaft - kein Dritter 
darf sich berühmen, selber Urheber des Werks zu 
sein - und den Schutz eines Werkes vor Entstellun-
gen. Beide Ausprägungen sind in Artikel 6 der 
Berner Übereinkunft enthalten (droit de paternité; 
droit au respect). Das deutsche Urhebergesetz nimmt 
sie in seinen §.§.  13, 14 UrhG auf. 

Für ausübende Künstler sieht erstmals Artikel 5 des 
WIPO-Abkommens über ausübende Künstler und 
Hersteller von Tonträgern einen persönlichkeits-
rechtlichen Schutz vor. § 83 des deutschen Urheber-
gesetzes, der für diesen Personenkreis schon immer 
einen Schutz gegen Entstellungen ihrer Darbietun-
gen kannte, muß entsprechend erweitert werden. 
Das sekundäre europäische Gemeinschaftsrecht re-
gelt Urheberpersönlichkeitsrechte bislang nicht. Bin

-

nenmarktprobleme, die sich aus unterschiedlichen 
einzelstaatlichen Regelungen des Persönlichkeits-
rechts hätten ergeben können, sind nicht recht prak-
tisch geworden. Die Beteiligten pflegen sich vorher 
zu arrangieren, etwa in der Filmindustrie, wenn Mei-
nungsverschiedenheiten bei der Synchronisa tion, 
der Untertitelung, der Kolorierung von Schwarz-
weißfilmen auftauchen. Generell treten Urheber und 
ihre Vertreter für ein starkes Urheberpersönlichkeits-
recht ein, während die Gruppe der Presseverlage, 
der Produzenten, Rundfunkbetreiber und Arbeit-
geber darin einen Unsicherheitsfaktor erkennt, der 
eine wirtschaftliche Verwertung der Werke eher er-
schwert. 

Die neuen Techniken schaffen in jeder Richtung ein 
Potential zur Verletzung dieser Persönlichkeitsrech-
te. Werkmanipulationen werden bei digitaler Tech-
nik beliebig sein. Der finanzielle Aufwand ist gering. 
Diese Entwicklung berührt zugleich ein öffentliches 
Interesse an der Feststellbarkeit der Authentizität 
eines Werkes und noch mehr ein Interesse daran, 
daß bei solchen Änderungen nicht in die Rechte 
außenstehender Dritter eingegriffen wird. 

Im engeren urheberrechtlichen Kontext ist ein legis

-

lativer Handlungsbedarf eher zu verneinen. Gewiß, 
es bestehen die üblichen Abgrenzungsschwierigkei- 
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ten, bis zu welchem Punkt nach einer Einräumung 
von Nutzungsrechten Veränderungen an einem 
Werk zulässig sind (vgl. § 39 UrhG). Umgekehrt mag 
im Einzelfall unsicher sein, ob eine Einwilligung des 
Rechteinhabers nicht daran scheitert, daß sie bereits 
den Kernbereich des unveräußerlichen Persönlich-
keitsrechts berührt. Doch sollte m an  die Klärung sol-
cher Fragen der sachnäheren Vertragspraxis und der 
Rechtsprechung überlassen. 

Eine andere Option wäre, daß vor jeder Werkverän-
derung die vorherige Zustimmung eines Urhebers 
einzuholen wäre. Dies könnte sich freilich als eine 
überaus belastende Regulierung herausstellen. Prak-
tische Bedürfnisse werden sie dann im Wege allge-
meiner Geschäftsbedingungen ausschließen. Dann 
wäre insgesamt wenig gewonnen. 

Der Gesetzgeber könnte einen Schutz von Werken 
gegen unautorisierte Änderungen und Entstellungen 
am ehesten dadurch gewährleisten, daß er techni-
sche Schutzmaßnahmen, wie Verschlüsselung oder 
Codierung, welche von Rechteinhabern selbst ergrif-
fen werden, mit rechtlichen Regelungen flankiert . 
Die beiden WIPO-Abkommen vom 20. Dezember 
1996 begründen für ihn entsprechende Verpflichtun-
gen. 

4.5 Urhebervertragsrecht 

Für Autoren sind die einzelnen Urheberrechte nur so 
viel wert , wie sie ihnen auch in der Praxis einen fai-
ren Anteil an der Verwertung ihrer Schöpfungen 
garantieren. Von großer Bedeutung ist in diesem Zu-
sammenhang die Schutzdauer des Urheberrechts. 
Mit dieser wollte der Gesetzgeber den schöpferisch 
tätigen Menschen selbst und ihren Nachkommen 
den Ertrag der Schaffensperiode sichern. 

Dieses Ziel wird in der Wirklichkeit häufig nicht er-
reicht. Die Praxis der Buy-Out-Verträge hat vielmehr 
dazu geführt, daß die Rechteinhaber einmal für alles 
abgefunden werden. Ihre Situa tion stellt sich daher 
ähnlich dar wie im angloamerikanischen Copy right-
System, in dem die Urheber von vornherein keine 
eigenen, sondern Verlegerrechte produzieren. An 
diesem Bild vermögen auch die Tarifverträge für 
Zweitsendevergütungen nur wenig zu ändern. Auch 
daß der Gesetzgeber dafür gesorgt hat, daß die Urhe-
ber an den Erträgnissen des Vermiet- und Verleih- 
rechts beteiligt werden, hat keine durchgreifende 
Veränderung herbeigeführt. Ob sich der Gesetzge-
ber dazu durchringen kann, beim Kabelweitersende-
recht entsprechend zu verfahren, ist zur Zeit der Ab-
fassung dieses Berichts noch offen. 

Vergegenwärtigt man sich, daß das Urheberrecht 
einen wichtigen rechtlichen Ordnungsrahmen für 
das digitale Zeitalter darstellen wird, stellt sich die 
Frage, ob diese Situation einen Ausgleich durch den 
Gesetzgeber erfordert. Zwar liegt es einerseits nahe, 
die Balance im Verhältnis zwischen Urhebern und 
Verwertern dem freien Spiel der Kräfte zu überlassen 
und die Urheber darauf zu verweisen, ihre Interessen 
kollektiv durchzusetzen. Andererseits zeigen die Er-
fahrungen mit § 12 a TVG und der mangelnden Be

-

reitschaft vieler Medienunternehmen, Tarifverträge 
abzuschließen, daß dies die gegenwärtigen Verhält-
nisse möglicherweise auch auf längere Sicht nicht 
entscheidend zu ändern vermag. 

Vor diesem Hintergrund soll der gesetzgeberische 
Handlungsbedarf an einigen Beispielen diskutiert 
werden. 

4.5.1 Noch nicht bekannte Nutzungsarten 

Nach § 31 Abs. 4 UrhG sind die Einräumung von 
Nutzungsrechten für noch nicht bekannte Nutzungs-
arten sowie Verpflichtungen hierzu unwirksam. Vom 
Zweck der Norm her, die im Konflikt der Interessen 
zwischen Urheber und Rechteerwerber ausgleichen 
will, verlangt man allgemein, daß es sich um eine so-
wohl technisch als auch wirtschaftlich selbständige 
Art  der Werknutzung handeln müsse. Dieses zweite 
Erfordernis wird für den Wechsel von der konventio-
nellen Schallplatte zur CD oder für den Übergang 
von einer analogen Rundfunkausstrahlung zu einer 
digitalen verneint. Eine auch wirtschaftlich erhebli-
che Veränderung, welche eine Neuberücksichtigung 
von Urheberinteressen nahelegt, dürfte sich dagegen 
mit Spartenprogrammen, Pay-TV-Programmen sowie 
mit der Einspeisung von Werken in digitale Daten

-

banken und mit Abrufdiensten verbinden. 

Virulent wurde das Problem durch die Praxis einiger 
Verleger, Nachschlagewerke und Zeitschriften ein-
schließlich lange zurückliegender Jahrgänge auf 
CD-Rom anzubieten. Eine erneute Zustimmung der 
Autoren wird dazu nicht eingeholt. So verfährt etwa 
ein angesehener juristischer Fachverlag mit Sitz in 
München. Bedenkt man, daß auf diese Weise für 
relativ geringen finanziellen Aufwand komplette 
Periodika erworben werden können, für die man 

 überdies keine Regalflächen mehr benötigt, so wird 
deutlich: Auch in wirtschaftlicher Hinsicht ist eher 
von einer neuen Nutzungsart auszugehen. Das Er-
gebnis ist nicht eben praktisch: Alle Autoren, teils 
verstorben, im Einzelfall nicht mehr auffindbar, müß-
ten ihre Zustimmung geben. Ein Querulant könnte 
das Erscheinen des Werkes verhindern, wenn m an 

 nicht aus Treu und Glauben den Autor auf den 
Grundsatz „dulde und liquidiere" verweisen mag. 
Gelegentlich ist es möglich, für Ausgaben auf CD-
Rom die Werke neu zu erstellen. So läßt z. B. ein 
Kunstbuchverlag vorhandene Photographien neu 
aufnehmen. Dies sei einfacher, als mit zahlreichen 
Photographen über eine Nachhonorierung zu ver-
handeln. Volkswirtschaftlich sinnvoll ist das nicht un-
bedingt. Eine durchgreifende Lösung ist, in solchen 
Altfällen eine Verwertungsgesellschaftenpflichtig-
keit der betroffenen Rechte einzuführen. Dies kann 
allerdings nur der Gesetzgeber. Insoweit ist H and-
lungsbedarf zu bejahen. 

Es gibt allerdings auch die Auffassung, wonach 
schon die bisherige Handhabung des § 31 Abs. 4 
UrhG seitens der Rechtsprechung zu verwerter-
freundlich ist und deshalb eingeschränkt werden 
sollte, etwa nach folgendem Muster: „Die Einräu-
mung von Nutzungsrechten umfaßt im Zweifel nur 
diejenigen Nutzungsarten, die zur Zeit der Rech- 

 



Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 	Drucksache 13/8110 

teeinräumung allgemein ausgeübt werden. " Ob dies 
hinreichende Klarheit schafft und nicht zur Saat im-
mer wieder aufbrechender Rechtsstreitigkeiten wird, 
mag zweifelhaft sein. In jedem Fall ist zu bedenken: 
Solche Einschränkung des § 31 Abs. 4 UrhG wirkt 
sich notwendig auf den Preis aus, den ein Urheber 
für die Einräumung von Nutzungsrechten erzielen 
kann. Würde jede kleine Nutzungsänderung als 
neue Nutzungsart eingestuft, könnte dies zudem die 
Entwicklung neuer Anwendungen stark behindern. 
Mit anderen Worten: Es bleibt abzuschätzen, ob sol-
che Gesetzesänderung gerade aus der Sicht von 
Urheberinteressen sich nicht überwiegend kontra-
produktiv auswirken wird. 

Denkbar ist ferner, eine Ausnahme von § 31 Abs. 4 
UrhG an eine Verwertungsgesellschaftenpflichtig-
keit bei noch unbekannten Nutzungsarten zu knüp-
fen. Dies würde den Beteiligten zusätzlichen Spiel-
raum gewähren, ihre Vertragsfreiheit gleichzeitig 
aber wieder beschränken. Sinnvoller erscheint der 
Kommission eine Regelung, die künftig die Einräu-
mung von Nutzungsrechten auch für noch nicht be-
kannte Nutzungsarten sowie Verpflichtungen hierzu 
dann zuläßt, wenn der Urheber an  den hieraus erziel-
ten Erlösen angemessen beteiligt wird. 

4.5.2 Eine grundsätzliche Perspektive 

Aus einer grundsätzlichen Perspektive läßt sich fra-
gen, ob der sich abzeichnende digitale Umbruch 
nicht zum Anlaß genommen werden sollte, ein um-
fassendes Urhebervertragsgesetz zu verabschieden. 
Ein solches Vorhaben ist in der Vergangenheit gele-
gentlich angekündigt, aber nie weiter konkretisiert 
worden. 

Die Kommission steht solchen Überlegungen aufge-
schlossen gegenüber. Sie hat bei ihren Anhörungen 
den Eindruck gewonnen, daß eine nicht unerheb-
liche Teilmenge von Urhebern ihren Vertragspart-
nern relativ schutzlos gegenübersteht. Das AGB-Ge-
setz ebenso wie das Kartellgesetz haben hier in der 
Praxis nur begrenzte Wirkung. Auch die Regelungs-
möglichkeiten der Tarifvertragsparteien sind kein zu-
reichendes Substitut. Wenn die Kommission dennoch 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt davon abrät, ein Ur-
hebervertragsrecht zu kodifizieren, so hat dies zwei 
Gründe: 

- Je mehr man  eine ins Auge gefaßte Modernisie-
rung des Urhebergesetzes im engeren Sinne mit 
weiteren komplizierten Anliegen befrachtet, desto 
schwieriger dürfte eine Verwirklichung des unmit-
telbaren legislativen Projektes werden. 

- Ein solches Vorhaben setzt eine umfassende 
rechtstatsächliche Untersuchung voraus. Daran 
fehlt es. Ihre Erstellung ist freilich anzumahnen. 

Erwägenswert erscheint der Kommission, die zwingen-
de Schutzvorschrift des § 36 UrhG (Beteiligung des Ur-
hebers an Erträgen des Nutzers) etwas zu erweitern. 
Die Verjährungsregelung. nach Absatz 2 der Vorschrift 
- in 2 Jahren von Kenntnis an, ohne Rücksicht auf diese 
Kenntnis in 10 Jahren - ist zu restriktiv. 

4.5.3 Stellenwert von urheberrechtlichen 
Verwertungsgesellschaften 

Die national wie interna tional entstandenen Verwer-
tungsgesellschaften werden auch im digitalen Kon-
text vielfältige Aufgaben erfüllen. Es werden gerade 
im Zusammenhang mit Multimedia auch neue Auf-
gaben entstehen wie etwa die Vermittlung von Rech-
tebündeln. Die Notwendigkeit zur internationalen 
Zusammenarbeit wird zunehmen. Denn die Einräu-
mung von Nutzungsrechten für einen On-line-Zu-
gang ist fast ausnahmslos mit der Gewährung von 
Nutzungsrechten für den internationalen Zugang 
verbunden. 

Das System der Verwertungsgesellschaften in seiner 
gegenwärtigen Form mag ein besseres Machtgleich-
gewicht schaffen und den Verwertern zugleich beim 
Rechteerwerb im täglichen Massengeschäft nützlich 
sein. Gleichwohl sollte man sich bewußt bleiben, daß 
es sich dabei um Second-best-Lösungen handelt. 
Man schafft Monopolorganisationen. Zudem wird die 
Legitimations- und Kontrollkette zwischen den Mit-
gliedern und dem Management unvermeid lich zum 
Problem. Daher sollte man auch die Chancen in Rich-
tung stärkerer Individualisierung nicht vernachlässi-
gen, welche die digitalen Techniken mit sich brin-
gen: Verschlüsselungs- und Kopierschutzsysteme 
sind hier ebenso zu nennen wie die bereits erwähnte 
Abrechnungsmöglichkeit ähnlich den Telefongebüh-
ren. Man kann sich vorstellen, daß eine größere Zahl 
von Agenturen entsteht, deren Geschäftszweck im 
Management von Urheberrechten besteht. Dann 
könnte auch auf dieser Ebene Wettbewerb entste-
hen. Eine solche Entwicklung, die zur Folge haben 
könnte, daß an die Stelle der Zwangsvertretung 
durch die Verwertungsgesellschaften die Möglich-
keit ihrer freiwilligen Inanspruchnahme tritt, sollte 
eher gefördert, mindestens nicht behindert, werden. 
Doch auch soweit es beim System der Zwangsvertre-
tung bleibt, ermöglicht die digitale Technik es den 
Verwertungsgesellschaften, ihre Ausschüttungs-
pläne individueller und damit gerechter zu gestalten. 

Die deutschen Verwertungsgesellschaften sind da-
bei, eine Clearing-Stelle Multimedia (CMM) einzu-
richten, deren Entwicklung am Ende zu der zentralen 
Anlaufstelle führen könnte, die auch die Europäische 
Kommission für das Multimedia-Zeitalter forde rt . Al-
lerdings muß die Vereinbarkeit einer solchen Form 
der Kooperation zwischen Verwertungsgesellschaf-
ten mit deutschem und europäischem Kartellrecht in 
jedem Einzelfall gesichert bleiben. 

4.6 Die Verantwortlichkeit 
von Service-Providern 

Der Zugang zu den Datennetzen wird dem Publikum 
in der Regel durch Service-Provider vermittelt. Sie 
bieten entweder ein eigenes redaktionell verantwor-
tetes Programm an, oder sie beschränken sich darauf, 
den Zugang zum Inte rnet zu organisieren oder zu er-
öffnen. 

In der öffentlichen Diskussion steht die strafrechtli

-

che Verantwortlichkeit der Service-Provider im Mit- 
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telpunkt. Dies ist aber nicht die wichtigste Verant-
wortlichkeit, wenn auch das Urheberrecht Normen 
des Nebenstrafrechts beinhaltet (z. B. § 106 UrhG). 
Die zivilrechtliche, urheberrechtliche und die presse-
rechtliche Verantwortlichkeit, d. h. ihr Umfang, aber 
auch ihre Grenze, sind für die Informationsgesell-
schaft mindestens ebenso wichtig. Eine rasche Klä-
rung dieser Verantwortlichkeit würde Investitions-
hindernisse wegräumen. 

4.6.1 Zu Artikel 1 § 5 Entwurf IuKDG 

Mittlerweile ist das Gesetz zur Regelung der Rah-
menbedingungen für Informations- und Kommunika-
tionsdienste (IuKDG) vom Deutschen Bundestag ver-
abschiedet worden. Artikel 1 § 5 IuKDG regelt die 
Verantwortlichkeit von Diensteanbietern - solche 
halten nach der Legaldefinition des Artikels 1 § 3 
IuKDG eigene oder fremde Teledienste zur Nutzung 
bereit oder vermitteln den Zugang zur Nutzung - wie 
folgt: 

„§ 5 

Verantwortlichkeit 

(1) Diensteanbieter sind für eigene Inhalte, die sie 
zur Nutzung bereithalten, nach den allgemeinen Ge-
setzen verantwortlich. 

(2) Diensteanbieter sind für fremde Inhalte, die sie 
zur Nutzung bereithalten, nur dann verantwortlich, 
wenn sie von diesen Inhalten Kenntnis haben und es 
ihnen technisch möglich und zumutbar ist, deren 
Nutzung zu verhindern. 

(3) Diensteanbieter sind für fremde Inhalte, zu de-
nen sie lediglich den Zugang zur Nutzung vermit-
teln, nicht verantwortlich. Eine automatische und 
kurzzeitige Vorhaltung fremder Inhalte aufgrund 
Nutzerabfrage gilt als Zugangsvermittlung. 

(4) Verpflichtungen zur Sperrung der Nutzung 
rechtswidriger Inhalte nach den allgemeinen Geset-
zen bleiben unberührt, wenn der Diensteanbieter un-
ter Wahrung des Fernmeldegeheimnisses gemäß § 85 
des Telekommunikationsgesetzes von diesen Inhal-
ten Kenntnis erlangt und eine Sperrung technisch 
möglich und zumutbar ist. " 

Die Enquete-Kommission sieht in diesem Vorschlag 
einen sachgerechten Ansatz. Eine urheberrechtliche 
Verantwortlichkeit eines Content-Provider (Absatz 1) 
setzt Verschulden bei einer Verletzungshandlung 
voraus; Fahrlässigkeit genügt. Eigene Inhalte sind 
ausweislich der Entwurfsbegründung auch von Drit-
ten hergestellte Inhalte, die sich der Anbieter zu ei-
gen macht. 

Absatz 2 betrifft unverände rt  Content-Provider, falls 
diese fremde Teledienste zur Nutzung bereitstellen. 
Die Beschränkung einer Verantwortlichkeit auf Vor-
satz stellt ein echtes Privileg dar. Auch werden Ab-
grenzungsprobleme zum Vorhalten eigener Ange-
bote, was unter Absatz 1 fällt, entstehen. Mit Rück-
sicht auf die verschuldensunabhängige Sperrver-
pflichtung nach Absatz 4 erscheint diese Lösung ak-
zeptabel. 

Absatz 3 betrifft Access-Provider und stellt diese 
- vorbehaltlich des Absatzes 4 - von jeder Verant-
wortlichkeit für die fremden Inhalte frei. 

Die vorgeschlagene Regelung gewährleistet Rechts-
sicherheit namentlich für Access-Provider und wird 
insoweit einen Anstoß zu entsprechenden Investitio-
nen geben können. Doch regt die Kommission an, 
die praktische Bewährung der hier diskutierten Vor-
schrift kritisch zu begleiten, damit bei der Feststel-
lung von Defiziten eine rasche legislative Reaktion 
möglich bleibt. Dies gilt insbesondere für die Frage, 
ob und inwieweit durch die Identität der Haftungs-
privilegierung im Teledienstegesetz und in § 5 Abs. 2 
des Mediendienstestaatsvertrages der Länder das 
Ziel, Mediendienste und Teledienste gleichen Haf-
tungsbedingungen zu unterwerfen, auch erreicht 
werden kann. Würde etwa eine Unterlassungs- oder 
Schadensersatzpflicht gemäß § 97 UrhG einen Me-
diendiensteanbieter auch bei Fahrlässigkeit treffen 
können, weil diese Bestimmung nicht durch Landes-
recht relativiert werden kann, während ein Teledien-
steanbieter in diesem Fall nur bei Vorsatz belangt 
werden könnte, würde dies möglicherweise in vielen 
Fällen zur Beantwortung von schwierigen Abgren-
zungsfragen zwingen. 

4.6.2 Flankierende Vorschläge? 

In der Diskussion finden sich weitere flankierende 
Vorschläge: 

• Access-Provider könnten gesetzlich verpflichtet 
werden, Speicher- und Netzkapazitäten bereitzu-
halten, in denen über das Urheberrecht informiert 
und über Konflikte berichtet wird. In Betracht 
kommt auch die Bereithaltung einer sog. FAQ-
Seite, auf der die wesentlichen urheberrechtlichen 
Fragen im Internet erörtert werden. Diese Seite 
könnte z. B. vom Electronic Commerce Forum (eco) 
vorgehalten und in Zusammenarbeit mit den betei-
ligten Kreisen ständig aktualisiert werden. 

• Die deutschen Anbieter könnten und sollten eine 
Newsgroup anbieten, auf der moderiert oder/und 
unmoderiert Fragen des Urheberrechts erörtert 
werden. 

• Schließlich kann an die Errichtung einer Schieds-
stelle gedacht werden, die die Aufgabe der Media-
tisierung und Streitschlichtung übernimmt. Die Er-
gebnisse dieser Stelle könnten entsprechend über 
das Netz verbreitet werden. 

Mit anderen Worten: Zum Leistungsbild eines 
Access-Provider gehört aus dieser Sicht der Aufbau 
und die Vorhaltung einer Infrastruktur, welche si-
cherstellt, daß die Rechte der Autoren sowie die da-
von abgeleiteten bzw. von diesen übertragenen 
Rechte eingehalten werden. Die Access-Provider ha-
ben die Möglichkeit, in ihren Verträgen mit den 
Usern entsprechende vertragliche Regelungen 
durchzusetzen. Sie haben in ihrer Kooperation unter-
einander auch die Möglichkeit, entsprechende Ver-
träge zu schließen, die mittelbar alle User binden. Be-
züglich unbeteiligter Dritter könnten die Access-Pro-
vider eine zentrale Ansprechstelle vorhalten. 
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Die Enquete-Kommission sieht dabei die Gefahr, daß 
sich eine solche Regulierung als zu hypertroph er-
weisen könnte. Das würde die neuen Techniken 
nicht fördern, sondern im Gegenteil elementar behin-
dern. Der Gesetzgeber sollte daher zunächst eine ab-
wartende Position einnehmen, um verläßliche Erfah-
rungen zu sammeln. Zugleich sollte der Gesetzgeber 
deutlich machen, daß er von den beteiligten Kreisen 
Eigenanstrengungen und Mitarbeit erwartet. Auf 
diese Weise könnte ein späterer Regulierungsbedarf 
durch eigenverantwortliches Handeln ausgeschlos-
sen werden. 

4.7 Auswirkungen der Internationalität 

4.7.1 Das anwendbare Recht 

Das internationale Urheberrecht geht vom Territoria-
litätsprinzip aus. Das heißt maßgeblich ist immer das 
Recht derjenigen Rechtsordnung, in deren Gebiet 
das Bestehen eines Urheberrechts und sein Schutz 
geltend gemacht wird. Dieses sog. Schutzlandprinzip 
steht im Gegensatz zu einem Ursprungslandprinzip. 
Bei digitaler Übertragung ist umstritten, wo eine ur-
heberrechtliche Verletzung vorgenommen und dem-
entsprechend ein Rechtsschutz möglich wird. Gewiß 
ist dies dort  der Fall, wo eine Datenbank ihren Sitz 
hat. Ungeklärt ist, ob dies auch dort zutrifft, wo ein 
Werk auf Servern zwischengespeichert und dann 
weitergeleitet wird. Die Effektivität des Schutzes 
streitet dafür, auch letzteres als Anknüpfung für das 
anwendbare Recht genügen zu lassen. 

Innerhalb des Urhebervertragsrechts kann es bei den 
allgemeinen Prinzipien verbleiben (freie Rechtswahl, 
Kontrolle ggf. nach Ordre-public-Maßstäben). 

4.7.2 Internationale Kooperation 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
hat „Initiativen zum Grünbuch über Urheberrecht 
und verwandte Schutzrechte in der Informationsge-
sellschaft" [KOM (96) 568 endg.] angekündigt. Diese 
werden viele der in diesem Zwischenbericht ange-
sprochenen Fragen berühren. 

Das Bemühen um eine gemeinschaftsweite Harmoni-
sierung ist angesichts der Globalität der neuen Me-
dien grundsätzlich zu begrüßen. Das Kriterium der 
Binnenmarktrelevanz als Bedingung für europäische 
Rechtsetzung sollte jedoch im Hinblick auf die neuen 
Medien nicht überstrapaziert werden. Zwar mögen 

die neuen Informations- und Kommunikationstech-
nologien nationale Grenzen mit Leichtigkeit über-
winden können. Doch sind die mit ihnen transportier-
ten Inhalte häufig schon aufgrund der verwendeten 
Sprache nicht von gemeinschaftsweiter, sondern nur 
von national begrenzter Relevanz. 

Soweit die Mitteilung der Europäischen Kommission 
konkrete Initiativen ankündigt, scheint sie sich in 
dem Konflikt zwischen der Anreizfunktion des Urhe-
berrechts und dem Interesse der Allgemeinheit an 
einer möglichst weiten Verbreitung von Informatio-
nen und Wissen eher für eine Stärkung der Anreiz-
funktion entscheiden zu wollen. In Fragen des Ver-
vielfältigungsrechts diskutiert sie jedoch zugleich die 
Möglichkeit differenzierter Maßnahmen. Diese kön-
nen mit dem hier vertretenen Standpunkt durchaus 
in Einklang stehen, ihm aber auch widersprechen. 
Der deutsche Gesetzgeber sollte den Meinungsbil-
dungsprozeß auf europäischer Ebene in dieser Frage 
aufmerksam beobachten. Gleiches gilt für das Pro-
blem des auf grenzüberschreitende Verwertungsakte 
anwendbaren Rechts. Zu dieser Materie erwägt die 
Kommission die Herausgabe einer eigenen Mittei-
lung. 

Die beiden neuen WIPO-Abkommen vom 20. De-
zember  1996 wurden von Deutschland und der Euro-
päischen Gemeinschaft bereits am selben Tag ge-
zeichnet. Die völkerrechtliche Verbindlichkeit tritt 
erst nach der Ratifikation ein. Da sich beide Verträge 
auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezie-
hen, ist vor einer Ratifikation die Zustimmung der ge-
setzgebenden Körperschaften in Form eines Ver-
tragsgesetzes einzuholen. Im deutschen Urheber-
recht werden einige Anpassungen erforderlich wer-
den. Die wichtigsten davon sind in diesem Zwischen-
bericht bei den jeweiligen Sachpunkten erörtert. 

Ob ein nationaler Handlungsbedarf anzuerkennen 
ist, unabhängig von ggf. zeitlich gleichlaufenden 
Harmonisierungsbestrebungen auf EU-Ebene, sollte 
abhängig gemacht werden von einer Einschätzung 
des von der EU dabei vorgelegten Tempos und von 
den inhaltlichen Konturen dieser europäischen Ge-
setzgebung, die hier eine Richtliniengesetzgebung 
ist. 

Unabhängig davon erscheint eine internationale Har-
monisierung sinnvoll, wenn man  das „richtige" und 
dann konsequenterweise allgemein durchzusetzende 
Recht zu kennen meint. Ein Wettbewerb unter-
schiedlicher Rechtssysteme bleibt nützlich, soweit er 
in der Lage ist, zum Abbau überzogener nationaler 
Regelungen beizutragen. 
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5. Zusammenfassung der konkreten Empfehlungen 

- Die Schaffung einer neuen Werkart nach § 2 UrhG 
ist nicht erforderlich. Der zentrale Schutzstandard 
des deutschen Urheberrechts - persönliche geisti-
ge Schöpfung - sollte keinesfalls abgesenkt wer-
den.  

- Der schlichte elektronische Abruf stellt die öffent-
liche Wiedergabe eines Werkes im Sinne von § 15 
Abs. 3 UrhG dar. Im Einklang mit Artikel 8 der 
WIPO-Übereinkunft vom 20. Dezember 1996 über 
das Urheberrecht empfiehlt sich eine entsprechen-
de legislative Klarstellung. Eine bloße Zwischen-
speicherung auf einem Server bleibt schlichter 
Transport  und sollte nicht als Werkvervielfältigung 
nach § 16 UrhG konzipiert werden. 

- Die Regelung des § 53 UrhG Vervielfältigungen 
zum privaten und sonstigen eigenen  Gebrauch - 
sollte auch digitale Techniken mitumfassen. Erwä-
genswert ist, die gegenwärtig geltenden Vergü-
tungssätze für Geräte- und Kassettenabgaben an-
zuheben. 

- Der digitale Abruf von Kopien aus öffentlichen 
Bibliotheken für wissenschaftliche und schulische 
Forschungs- und Ausbildungszwecke sollte nicht 
urheberrechtlich eingeschränkt werden. Anderes 
läßt sich für den Bereich Unterhaltung vertreten. 

- Die Regelung über Pressespiegel nach § 49 UrhG 
sollte nur dann auf digitale Techniken erstreckt 
werden, wenn dabei ein verwertungsgesellschaf-
tenpflichtiger Anspruch des Urhebers auf ange-
messene Vergütung begründet wird. 

- Herstellern von Tonträgern kann über Artikel 14 
des WIPO-Abkommens betreffend ausübende 
Künstler und Hersteller von Tonträgern hinaus ein 
ausschließliches Recht auf öffentliche Wiedergabe 
eingeräumt werden. 

- Der Erschöpfungsgrundsatz innerhalb des Verbrei-
tungsrechtes, das traditionell nur körperliche Ge-
genstände erfaßt, sollte nicht auf elektronisch über-
mittelte Dienstleistungen ausgedehnt werden. 

- Mit Rücksicht auf Artikel 5 des WIPO-Abkommens 
betreffend ausübende, Künstler und Hersteller von 
Tonträgern ist über § 83 UrhG hinaus auch für die-
sen Personenkreis ein umfassendes Urheberper-
sönlichkeitsrecht anzuerkennen. Generelle Aus

-

dehnungen dieses Rechts im übrigen empfehlen 
sich nicht. Allerdings ist der Gesetzgeber nach den 
beiden WIPO-Übereinkommen aufgefordert, flan-
kierende rechtliche Regelungen für technische 
Schutzmaßnahmen wie Codierung und ähnliches 
vorzuhalten, welche von Rechteinhabern selbst er-
griffen werden. 

§ 31 Abs. 4 UrhG könnte fortentwickelt werden: 
Die Einräumung von Nutzungsrechten auch für 
noch nicht bekannte Nutzungsarten sowie Ver-
pflichtungen hierzu sind zulässig, fa lls der Urheber 
an hieraus erzielten Erlösen angemessen beteiligt 
wird. 

- Von einer umfassenden Kodifizierung eines Urhe-
bervertragsrechtes sollte vorerst Abstand genom-
men werden. Erwägenswert scheint der Kommis-
sion, die zu restriktive Verjährungsregelung inner-
halb der Schutzvorschrift des § 36 UrhG zu locke rn 

 (Beteiligung des Urhebers an unverhofften Erträ-
gen des Nutzers). 

- Verwertungsgesellschaften werden auch in der 
digitalen Umwelt wichtige Funktionen behalten. 
Soweit aufgrund technischer Entwicklungen Wett-
bewerb möglich wird, sollte dies gefördert werden. 

- Für die Verantwortlichkeit von Service-Providern 
enthält Artikel 1 § 5 IuKDG einen sachgerechten 
Ansatz. Die praktische Bewährung dieser Rege-
lung sollte allerdings kritisch begleitet werden. 

- Bezüglich des anwendbaren Rechtes bei interna-
tionalen Sachverhalten stellt das sog.. Territoriali-
tätsprinzip den grundsätzlich sinnvollen Anknüp-
fungspunkt dar. Zwischenspeicherungen und Wei-
terleitungen sollten in diesem Zusammenhang als 
urheberrechtlich relevante Handlungen verstan-
den werden. Innerhalb des Urhebervertragsrechtes 
kann es bei den allgemeinen Grundsätzen verblei-
ben (freie Rechtswahl, Kontrolle ggf. nach Ordre 
public-Maßstäben). 

- Die beiden WIPO-Abkommen lösen einen be-
grenzten legislativen Handlungsbedarf aus. Ob 
man dabei Harmonisierungsbestrebungen auf EU-
Ebene abwartet, sollte abhängig gemacht werden 
von der Geschwindigkeit und der inhaltlichen Aus-
prägung solcher gemeinschaftsrechtlichen Rechts-
setzung. 

 


